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Herr Mannes, die Ampel ist Ge-
schichte und Deutschland steuert 
auf Neuwahlen zu. Wie sehen Sie 
die Situation?

Endlich ist es vorbei. Die Ampel ist 
an ihrer eigenen Unfähigkeit ge-
scheitert. Die Neuwahlen sind 
jetzt eine riesige Chance für 
Deutschland: Schluss mit Gender 
und unbezahlbarer Klimaideolo-
gie, keine Zensur und Bevormun-
dung mehr. Die Wahlen in den USA 
haben gezeigt, dass man auch 
dort genug von linker Politik hat. 
Das sollte uns ein Vorbild sein. Für 

die neue Bundesregierung muss 
gelten: Deutsche Interessen müs-
sen wieder im Vordergrund ste-
hen. Es geht um gesunden Men-
schenverstand statt linksgrüner 
Ideologie. Das wird nur mit einer 
Regierungsbeteiligung der AfD ge-
hen. Kanzler Scholz hat mit der 
Vertrauensfrage endlich den Weg 
für einen Neuanfang freigemacht. 
Jetzt ist es Zeit für die AfD.

Wie wird sich die AfD bei den Neu-
wahlen aufstellen? 

Außerdem im Heft:

ZEIT FÜR DEUTSCHLAND 2025 
– die wichtigsten Punkte im  

Wahlprogramm der AfD

Weiterlesen auf Seite 3

Immer informiert bleiben: 
www.schwaben-heute.de

REGIERUNGSKRISE UND NEUWAHLEN IN 
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 „Es geht uns  
 ganz klar um 

 die innere 
 Sicherheit und 

 die Rettung 
 unserer 

 Wirtschaft.“ 
 Exklusivinterview 

 mit dem Abgeordneten 
 im Bayerischen Landtag 

 Gerd Mannes 
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Die Aufweichung des Bestands-
schutzes im Gebäudesektor raubt 
Familien jede Planungssicherheit. 
Die Austauschpflicht für Heizungen 
ist hier nur ein weiteres Beispiel für 
diese übergriffige Politik des Altpar-
teiensumpfes. 
Das Gebäudeenergiegesetz wurde 

im Bundesrat mit Zustimmung von 
CSU und Freien Wählern beschlos-
sen. Die Hausbesitzer im Freistaat 
können sich also bei der Staatsregie-

rung für die schleichende Enteignung 
ihres Eigentums bedanken. Die Aus-
tauschpflicht wird früher oder später 
jeden Betreiber einer Öl- oder Gashei-
zung treffen. Je nach verwendeter Er-
satztechnologie werden damit Investi-
tionen im sechsstelligen Bereich fällig 
– einen vergleichbaren Eingriff in das 
Privatvermögen hat es seit dem Las-
tenausgleich der Nachkriegszeit nicht 
mehr gegeben. Wenn die Presse in 
diesen Tagen also von einem abge-

schwächten Gesetz spricht, dann ist 
das nur die halbe Wahrheit. Die Ent-
eignung kommt – für den einen Haus-
besitzer früher, für den anderen spä-
ter. Die AfD hat sich mit allen Mitteln 
gegen das Gesetz eingesetzt und 
zahlreiche Anträge gegen den Enteig-
nungswahnsinn eingereicht. Trotz-
dem haben die Kartellparteien sich 
auf eine Austauschpflicht und ein Ein-
bauverbot neuer Gas- und Ölheizun-
gen ab 2025 geeinigt.

Austauschpflicht für Heizungen kaum abgeschwächt – das 
Gebäudeenergiegesetz bleibt ein brutales Enteignungsinstrument

FDP und Grüne stürzen ab – die AfD im Aufwind

Donald Trump als US-Präsident wiedergewählt

Finanzminister Christian Lindner 
(FDP) hatte kurz vor der Regierungs-
krise ein Positionspapier zur Wirt-
schafts- und Finanzpolitik vorgelegt. 
Das Konzept enthält zahlreiche For-
derungen der AfD, zum Beispiel zu 
Steuersenkungen und Bürokratieab-
bau. 
Mit dieser „Wirtschaftswende 

Deutschland“ will Lindner angeblich 
unsere Wirtschaft vor den grünen 
Fantasien seiner Koalitionspartner 
retten. Das ist aber ein reines Täu-
schungsmanöver. Tatsächlich geht es 
dem FDP-Chef einfach nur darum, 
dass seine Partei bei den nächsten 
Wahlen nicht aus dem Bundestag 
fliegt. Lindner hatte jetzt drei Jahre 
lang Zeit für eine politische Wende. 
Die FDP hat stattdessen jeden plan-
wirtschaftlichen Unsinn der Ampel 

mitgetragen und ist dafür in den Um-
fragen auf unter vier Prozent abge-
stürzt. Jetzt spielt der Finanzminister 
vor den Wahlen den Quertreiber, nur 
um nach der Wiederwahl erneut ei-
nen linksgrünen Kurs zu fahren. Eine 
echte politische Wende wird es nur 
mit der AfD geben.
Auch für die Grünen ist es ein 

schlechts Jahr – und damit ein gutes 
für unsere Heimat. Die grünen 
Deutschlandfeinde sind 2024 in Thü-
ringen und Brandenburg aus dem 
Landtag geflogen. In Sachsen schaff-
ten sie die Fünfprozenthürde nur 
knapp mit 5,1 Prozent. Auch in Sach-
sen-Anhalt und Mecklenburg-Vor-
pommern würden es die Grünen ak-
tuell nicht mehr in den Landtag 
schaffen. Die beste Nachricht ist je-
doch: Auch auf Bundesebene ist die 

Partei der selbsternannten Weltretter 
nur noch einstellig und käme aktuell 
nur auf neun Prozent. Die AfD hinge-
gen kennt nur noch eine Richtung: 
Steil nach oben. Nach den Landtags-
wahlen in Ostdeutschland geht es 
auch auf Bundesebene in die richtige 
Richtung: Dort liegt die AfD stabil auf 
Platz 2 und käme aktuell auf über 21 
Prozent. Eine Regierungsbeteiligung 
der Blauen rückt damit in greifbare 
Nähe.

Die konservativen US-Amerikaner at-
men auf: Donald Trump hat mit 322 
zu 216 Stimmen klar die US-Wahl 
gewonnen. Sein Erfolg gegen Kama-
la Harris beweist, dass die linken Sy-

stemmedien in der Gesellschaft auf 
immer mehr Ablehnung stoßen. 
Trump hat sich gegen die Propagan-
da und Zensur auf den großen Digi-
talplattformen Facebook, Youtube 

und Google 
durchgesetzt. 
Gerd Mannes, 

AfD-Direktkandi-
dat für Neu-Ulm, 
k o m m e n t i e r t 
dies wie folgt: 

„Auch die Leitmedien in Europa wa-
ren überwiegend gegen ihn - und er 
hat trotzdem die Wahl gewonnen. Der 
Wahlsieg von Donald Trump in den 
USA muss Europa als Vorbild dienen. 
Auch wir müssen zurück zum gesun-
den Menschenverstand. Weltweit leh-
nen Wähler die Massenmigration in 
ihr Land, die Meinungsverbote und 
den Genderwahn ab. Mit einem Wahl-
sieg der AfD würde Deutschland ih-
nen zur Normalität folgen.“
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Wenn man sich die Umfragewerte anschaut, dann dürfte 
die AfD bei den Neuwahlen zum Deutschen Bundestag 
massiv an Stimmen hinzugewinnen. Bei der vergangenen 
Wahl 2021 hatten wir gut zehn Prozent. Jetzt liegen wir in 
den Umfragen bei 21 Prozent, wir werden uns also mit et-
was Glück verdoppeln. Die Bürger sind einfach nur noch 
genervt und enttäuscht von der Politik der Altparteien. Das 
Leben in Deutschland ist unerträglich teuer geworden, 
gleichzeitig gehen immer mehr Arbeitsplätze verloren. Au-
toindustrie, Landwirtschaft, Einzelhandel…überall geht es 
bergab und die Ampel hat diese gefährliche Entwicklung 
sogar noch beschleunigt.

Welche politischen Initiativen plant die AfD für den neuen 
Bundestag?

Es geht uns ganz klar um die innere Sicherheit und die 
Rettung unserer Wirtschaft. Die größte Gefahr für unseren 
Wohlstand liegt in der schwachen Konjunktur. Deutsch-
land braucht als Industriestandort natürlich volle Auftrags-
bücher. Tatsächlich erleben wir aber gerade eine massive 
Flucht der Industrie ins Ausland, weil die Standortbedin-
gungen bei uns einfach nicht mehr wettbewerbsfähig sind. 

Die Energiepreise sind noch immer zu hoch, es gibt immer 
weniger qualifizierte Arbeitskräfte und die Steuerlast ist 
immens. Dazu kommen die planwirtschaftlichen Vorgaben 
der Kartellparteien, die zu immer mehr Unkosten und Bü-
rokratie führen. All das wird die neue Bundestagsfraktion 
auf jeden Fall beschäftigen.

Zweiter Schwerpunkt der AfD wird natürlich die innere Si-
cherheit und damit verbunden die Migration sein. Ganze 
Stadtviertel in deutschen Städten sind mittlerweile No-Go-
Areas mit Messerkriminalität und Raubüberfällen. Das 
Jahr 2024 wird als trauriger Höhepunkt von Gewaltverbre-
chen in Erinnerung bleiben. Solingen, Bad Oeynhausen, 
Mannheim – die Liste tödlicher Angriffe wird jeden Tag län-
ger. Mittlerweile hat auch die Polizei klargemacht, dass 
Migranten überproportional an der Gewalt beteiligt sind. 
Auch der Drogen- und Menschenhandel nehmen immer 
weiter zu, hier sind auch viele Clans aus dem Ausland be-
teiligt. Die AfD wird nicht vor dieser organisierten Krimina-
lität zurückweichen. Wir müssen uns unser Land zurück-
holen – das ist mittlerweile keine Übertreibung mehr.

Herr Mannes, vielen Dank für das Gespräch.
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CDU, BSW und SPD haben in Thürin-
gen ein gemeinsames Programm für 
eine Regierungskoalition vorgelegt. 
Der Inhalt dürfte besonders Wagen-
knecht-Fans schwer enttäuschen: In 
praktisch allen Politikbereichen hat 
sich das BSW an den Mainstream 
angepasst. 
Die Kernforderungen der neuen Par-

tei, zum Beispiel in der Russlandpoli-
tik oder der Aufarbeitung der Corona-
Maßnahmen, wurden in den Ver-
handlungen mit den Altparteien auf-
gegeben. So unterstützt das BSW 

zum Beispiel den „klimaneutralen 
Umbau“ unseres Landes, obwohl da-
mit für die Bürger alles teurer wird. 
Auch in der Migration hat sich das 
BSW den Positionen der CDU ange-
schlossen und spricht sogar von ei-
ner Erhöhung der landesweiten Auf-
nahmekapazitäten. 
Die Parteien haben sich auch auf 

eine Stärkung des Verfassungsschut-
zes geeinigt, obwohl Vertreter von 
Wagenknechts Partei noch bis vor 
kurzem selbst überwacht wurden. Be-
sonders schwerwiegend ist jedoch 

dieser Satz aus dem gemeinsamen 
Sondierungspapier:

„Es gibt keine Zusammenarbeit mit 
der AfD.“

Damit hat Wagenknecht bewiesen, 
dass es ihr nicht wirklich um einen 
echten Wandel geht. Ihre Wähler 
dürften schwer enttäuscht sein. Wer 
wirklich eine neue Politik für unser 
Land will, dem bleibt nur die AfD. Das 
BSW hat als oppositionelles Feigen-
blatt längst ausgedient.

Sahra Wagenknechts Bündnis mit den Kartellparteien

Die patriotisch-konservative FPÖ 
wurde in unserem Nachbarland im 
vergangenen Jahr zur stärksten Kraft 
gewählt. Trotzdem versuchten die 
übrigen Parteien – darunter auch die 
ÖVP, das Pendant zur deutschen 
CDU/CSU – eine Regierung ohne Be-
teiligung des Wahlsiegers zustande 
zu bekommen. Erfolglos! Nun öffnet 
sich die ÖVP einer Regierungskoaliti-
on mit der FPÖ. Bei Neuwahlen wür-
de diese laut aktuellen Umfragen 
noch einmal deutlich gewinnen und 
auf 36 Prozent steigen.
Angesichts des gescheiterten Versu-

ches, in Österreich ohne den Wahlge-
winner FPÖ eine Regierung zu bilden, 
appelliert AfD-Bundessprecherin Ali-

ce Weidel an den Kanzlerkandidaten 
der Union, Friedrich Merz, nicht den 
gleichen Fehler zu machen:
„Der krachende Zusammenbruch 

der in Österreich von der ÖVP gegen 
die FPÖ errichteten Brandmauer aus 
Wahlverlierern sollte der Union und 
Friedrich Merz ein warnendes Bei-
spiel sein. Wer versucht, den eindeu-
tigen Wählerwillen zu ignorieren, be-
schädigt die Demokratie und wird 
über kurz oder lang scheitern. Auch 
die von Friedrich Merz auf Druck der 
linken Parteien in Deutschland er-
richtete Brandmauer gegen die AfD 
wird keinen Bestand haben. Die Wäh-
ler haben für eine solche Ausgren-
zungspolitik, die Parteiinteressen 

über den Willen der Wähler stellt, 
kein Verständnis. Sie wollen, dass die 
Probleme unseres Landes gelöst wer-
den. Sie wollen keine Koalition, in de-
nen wieder linke Parteien den Ton an-
geben, wenn es auch eine bürgerli-
che Mehrheit aus Union und AfD gibt. 
Das Wohl unseres Landes und sei-

ner Bürger darf nicht auf dem Altar 
der Parteipolitik geopfert werden: 
Das schadet der parlamentarischen 
Demokratie und wird auf Dauer nicht 
funktionieren. Das letzte Stündlein 
der ‚Brandmauer‘ wird auch bei uns 
bald schlagen: Es wird Zeit für 
Deutschland!“ 
Auch hierzulande könnte die „Brand-

mauer“ bald schon fallen.

Politikwende in Österreich: Die Brandmauer ist gefallen

Die Alternative für Deutschland (AfD) 
hat bei ihrem Parteitag vom 11.-12. 
Januar im sächsischen Riesa ihr poli-
tisches Programm für den Deut-
schen Bundestag vorgestellt. Der Fo-
kus liegt dabei auf den Bereichen 
Wirtschaft, Sicherheit, Migration und 
Energie. Nachfolgend eine Zusam-
menfassung der wesentlichen Forde-
rungen und Ziele der Partei:

Arbeitsplätze und Wohlstand sichern

Die AfD kritisiert die Wirtschaftspoli-
tik der bisherigen Regierungspartei-
en und warnt vor einem massiven 
Verlust von Arbeitsplätzen, insbeson-
dere in der Automobil- und Zulieferin-
dustrie. Laut der Partei sind allein 
durch den politischen Wandel hin zur 
Elektromobilität über 400.000 Stel-
len gefährdet. Steigende Energieprei-
se, hohe Steuerbelastungen und Bü-
rokratie hätten zusätzlich zur Abwan-
derung von Unternehmen geführt. 
Die AfD fordert eine Rückkehr zu ei-
ner freien, sozialen Marktwirtschaft 

und lehnt staatliche Eingriffe ab, die 
sie als „linksgrüne Experimente“ be-
zeichnet.

Sicherheit in Deutschland stärken

Die Partei sieht ein gestiegenes Un-
sicherheitsgefühl in der Bevölkerung. 
Als Gründe nennt die AfD eine Zunah-
me von Messerangriffen, Vergewalti-
gungen und organisierter Kriminali-
tät, die sie auf Versäumnisse der bis-
herigen Politik zurückführt. Sie for-
dert eine konsequentere Anwendung 
bestehender Gesetze, eine Abschie-
bung krimineller Migranten und eine 
stärkere Sicherung der Grenzen. Ziel 
sei es, das Vertrauen der Bürger in 
die Justiz und Sicherheitsbehörden 
wiederherzustellen.

Illegale Migration begrenzen

Die Migrationspolitik Deutschlands 
wird von der AfD scharf kritisiert. Die 
Partei sieht in offenen Grenzen und 
einem aus ihrer Sicht missbrauchten 

Asylrecht die Ursachen für steigende 
Kosten und soziale Spannungen. Die 
AfD möchte den Zugang zum Asylsys-
tem einschränken und gleichzeitig 
qualifizierte Zuwanderung fördern, 
sofern die Migranten die Werte 
Deutschlands teilen und sich in den 
Arbeitsmarkt integrieren.

Bezahlbare Energie gewährleisten

Die Energiepolitik ist ein zentrales 
Anliegen der AfD. Die Partei fordert 
die Abschaffung der CO2-Steuer auf 
Heizkosten und Kraftstoffe, um die 
finanzielle Belastung für Haushalte 
und Unternehmen zu senken. Sie kri-
tisiert die Abwanderung von Unter-
nehmen ins Ausland aufgrund hoher 
Energiekosten und sieht darin eine 
Gefahr für Arbeitsplätze in Deutsch-
land. Zugleich spricht sich die AfD ge-
gen Maßnahmen aus, die sie als inef-
fektiv für den globalen Klimaschutz 
betrachtet, wie beispielsweise die 
Schließung von Industriebetrieben in 
Deutschland.

Bundestagswahl am 23. Februar: Das sind die 
wichtigsten Punkte im Wahlprogramm der AfDZeit für den Wechsel.

Sehr geehrte Mitbürger,
jahrzehntelang haben die Altparteien uns Bürgern leere Ver-
sprechen gemacht: „Die Rente ist sicher!“ „Die Energiewende 
kostet nur so viel wie eine Kugel Eis pro Monat!“ „Wir haben 
Platz!“ Das waren nur einige davon. Heute steht unser Staat 
vor dem Bankrott. Die Ampelkoalition hat es nicht einmal 
mehr geschafft, einen Haushalt für 2025 aufzustellen.

Nur die AfD zeigt diese Fehlentwicklungen konsequent auf 
und bietet tragfähige Lösungen an. Wir setzen uns zuallererst 
für Ihre Interessen ein. Das bedeutet: Wir entlasten die Bürger 
von immer mehr Steuern und Abgaben. Wir schaffen gute 
Rahmenbedingungen für die Wirtschaft. Wir unterstützen 
deutsche Familien. Wir schützen Freiheit, Wohlstand und Si-
cherheit für unser Heimatland. 

Am 23. Februar haben Sie die Chance, den politischen Wandel 
für Deutschland zu wählen. Ich bitte Sie um beide Stimmen 
die AfD, um Deutschland wieder auf den richtigen Weg zu 
bringen.

Ihr

Gerd Mannes
Mitglied des Bayerischen Landtags & Ihr Direktkandidat für Neu-Ulm


